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Getrübter Blick der „Fünf Augen“

W ährend des Nato-Gipfels
in Ankara hat sich erneut
gezeigt, wie sehr Donald

Trumps Politik angetrieben wird
von persönlichen Ressentiments
and vermeintlichen Kränkungen.
Der US-Präsident nimmt es als per-
sönliche Beleidigung, dass viele
europäische Nato-Länder nichts
mit seinem völlig unnötigen Iran-
krieg zu tun haben wollen und sich
weigern, die USA zu unterstützen.
DerFortbestandderAllianzundder
Zusammenhalt der transatlanti-
schen Beziehungen hängen in
Trumps zweiter Amtszeit am seide-
nen Faden. Aber auch in einem der
Öffentlichkeit wenig zugänglichen
Bereich wirken sich Trumps errati-
sche Politik und das zunehmende
Misstrauen der transatlantischen
Verbündeten immer negativer aus.
So steckt die traditionell gute Zu-
sammenarbeit der westlichen Ge-
heimdienste in einer tiefenKrise.
Das Rückgrat der westlichen Ge-

heimdienstkooperation ist die in-
formelle Zusammenarbeit der
„FünfAugen“ausdenenglischspra-
chigen Ländern USA, Großbritan-
nien, Kanada, Australien und Neu-
seeland.Siegehtzurückaufdieenge
KooperationWashingtonsundLon-
dons im Zweiten Weltkrieg. Exper-
ten beider Länder gelang es nach
langwierigen Versuchen, den Ver-
schlüsselungscode für die Nach-
richten des Nazi-Regimes zu kna-
cken.
Am 5. März 1946 hielt Winston

Churchill am Westminster College
inFulton,Missouri, seineaufsehen-
erregende Rede vom Eisernen Vor-
hang.AmgleichenTagwurdeinWa-
shingtonDCdernichtwenigerwich-
tige Ukusa-Vertrag zur Geheim-

Mit seiner erratischen Politik unterminiert US-Präsident Donald Trumpauch.
die bewährte Kooperationwestlicher Geheimdienste –mit fatalen Folgen

dienstkooperation während des
Kalten Krieges unterzeichnet. We-
nige Jahre später traten Kanada,
AustralienundNeuseelanddemAb-
kommen bei. Gegenseitiges Ver-
trauen der Eliten und ein ähnliches
demokratisches Staatsgefüge ver-
bandendie fünfLänderund ihreGe-
heimdienste. Sie konnten sich da-
rauf verlassen, dass die ausge-
tauschten hochgeheimen Informa-
tionen auch geheim blieben.Vor al-
lem London undWashington arbei-
teten so eng zusammen, dass die
USAdieKostenfürdenwichtigen, in
den Nahen Osten hineinhorchen-
den britischen Militärstützpunkt
Akrotiri in Zypern zur Hälfte über-
nahmen.
Dass kein kontinentaleuropäi-

sches Land Teil der „Fünf Augen“
wurde, war nicht weiter überra-
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schend. Letztlich hatten die USA
wenig Vertrauen in die Verschwie-
genheitundZuverlässigkeit franzö-
sischer oder italienischerNachrich-
tendienste. Und der westdeutsche
Bundesnachrichtendienst (BND)
gehörte zwar während des Kalten
Krieges zu den besten Geheim-
dienstorganisationen der Welt,
doch in Westdeutschland (und in
West Berlin) wimmelte es von geg-
nerischenAgenten und Spionen.
Eine Aufnahme in den Club der

„Fünf Augen“ stand nie auf der Ta-
gesordnungundistauchauchheute
unwahrscheinlich, obwohl Berlin
derzeitallestut,denBNDmitseinen
6500Mitarbeiternzumodernisieren
undinsbesondere inderCybersphä-
re aufHochglanz zu bringen.
Während die Kooperation der

„Fünf Augen“ auf den enormen –
und nirgends sonst vorhandenen –
Geheimdienstkapazitäten der USA
beruht, ist gerade auch das Leis-
tungsvermögen der in demGovern-
ment Communications Headquar-
ters(GCHQ)gebündeltenbritischen
Nachrichtendienste nach wie vor
sehrhoch.BeispielsweisehatteLon-
don imUS-Wahlkampf von 2016 die
elektronische Kommunikation zwi-
schen dem Trump-Wahlkampf-
hauptquartier in New York und Pu-
tins Russland abgefangen, was
TrumpdenBritennieverziehenhat.
AufSeitenderTrump-Leutehatdie-
serVorfalldiealteanglo-amerikani-
sche Vertrauensbasis deutlich ge-
schwächt.
Aber auch London ist erheblich

vorsichtiger geworden,was dasTei-
len von Geheimdienstinformatio-
nenmitWashingtonangeht.Seitdie
Trump-Administration regelmäßig
vermeintliche Drogenboote in der
Karibik bombardiert, statt die
Schmuggler festzunehmen und vor
Gericht zu stellen, wie es das inter-
nationale Recht vorschreibt, wei-
gert sich London, Geheimdienst-
informationen aus der Region an
Washingtonweiterzugeben.Diean-
fänglicheWeigerungderBriten,den
USA ihreMilitärstützpunkte für die
Bombardierungen des Iran zur Ver-
fügungzustellen,unterminiertedie
alteVertrauensbasis weiter.
DieKrisebegannallerdingsschon

vorTrump. 2013machte der Ex-US-
Geheimdienstmitarbeiter Edward
Snowden die Praxis der „Fünf Au-
gen“ bekannt, mittels des schon
1971 gegründeten „Echelon-Net-
works“ Massen an elektronischen

Informationenzudurchstöbernund
zuspeichern.Davonwarennichtnur
feindliche Länder betroffen, son-
dern auch Verbündete. Selbst das
TelefonvonBundeskanzlerinAnge-
laMerkelhattedieNationalSecurity
Agency (NSA) der USA angezapft.
Zehn Jahre später, im Jahr 2023,

veröffentlichte ein Mitarbeiter des
Pentagon auf einem öffentlich zu-
gänglichen Server, der vor allem
von Videospielern benutzt wurde,
hochgeheime Informationen des
US-Verteidigungsministeriums
über die militärische Situation in
der Ukraine. Seitdem sind die USA
übervorsichtig und geben immer
weniger Material an die „Fünf Au-
gen“ weiter. Einen Großteil ihrer
Geheimdienstinformationen klas-
sifizieren sie als „Noforn“: keine
Verteilung an Ausländer.

Paradoxerweise wird in den USA
zuweilenaber auchsehr leichtfertig
mit hochgeheimen Informationen
umgegangen. In seiner ersten
Amtszeit teilte Trump dem russi-
schen Botschafter Sergei Kisljak im
Oval Office „Top secret“-Informa-
tionen des israelischen Geheim-
dienstes mit. Die unbeabsichtigte
ZuschaltungeinesJournalistenzum
Informationsaustausch von Vertei-
digungsminister Pete Hegseth mit
einigenKabinettskollegenüber den
Messenger-Dienst Signal bedeutete
eineschwereErschütterungdesVer-
trauens in die Zuverlässigkeit der
USA.
Hinzu kommt die Rhetorik der

Trump-Administration,dieverbün-
dete Länder regelmäßig herablas-
send und geringschätzig behandelt
und professionelle Diplomaten so-
wie Geheimdienstexperten als ent-
behrlich betrachtet. Dies alles hat
die Bereitschaft im Kreis der “Fünf
Augen“ unterminiert, vertraulich
mit den USA zusammenzuarbeiten.
VorwenigenWochenwarntenCy-

ber-Experten der „Fünf Augen“,
dass demnächst mit großflächigen
KI-Attacken Russlands und Chinas
auf diewichtigste Infrastruktur und
Verteidigungseinrichtungen west-
licher Länder zu rechnen sei. Auch
mehrensichdieBefürchtungenvie-
ler Geheimdienste, dass Moskau
schon ein Nato-Land wie Estland
oder Polen militärisch angreift. Es
ist tragisch, dass gerade jetzt das
Vertrauen der transatlantischen
Verbündeten und das Zutrauen in
die Zuverlässigkeit derKooperation
zwischen den „Fünf Augen“ auf
einem noch nie dagewesenen Tief-
punkt ist.

Klimaanlagen
können Leben retten

NachaktuellenSchät-
zungen des Robert-
Koch-Instituts star-

ben wegen der Hitzewelle
im Juni dieses Jahres 5100
Menschen. Die Zahl über-
trifft damit bereits zur
Jahresmitte die Werte der
gesamten Vorjahre bis
einschließlich 2020. Hitze ist keine
Erscheinung, die man lapidar als
Wetterkapriole abtun kann. Mag
sein,dassgesundeErwachseneTem-
peraturenvon35odergar40Gradfür
einige Tage locker wegstecken kön-
nen. Für alle Bevölkerungsgruppen
gilt das aber keineswegs.
Ältere Menschen haben erwiese-

ner Maßen ein eingeschränktes
Durstgefühl, was unbemerkt zur
Austrocknung führt und heiße Tage
zur gefährlichen Belastung werden
lässt. Die körpereigene Temperatur-
regulation ist eingeschränkt, Er-
krankungen verschlimmern sich.
Auch Säuglinge und Kleinkinder

schwitzennochnichtsoeffizientwie
Erwachsene und können ihre Kör-
pertemperatur schlechter selbst
ausgleichen. Außerdem fehlt ihnen
altersgemäß das Bewusstsein dafür,
dass Hitze eine Gefahr darstellt.

DieGefahren derHitzewerdenunterschätzt.
Gesundheitmuss höchste Priorität haben

Doch es ist eine Frage
der Verhältnismäßigkeit.
Wirddienicht vermeidba-
re Hitze zur tödlichen Ge-
fahr, ist der Einsatz einer
Klimaanlage eindeutig
das kleinere Übel. Die Kli-
madebatte ist dabeiwenig
zielführend. Schließlich

muss die Gesundheit der Menschen
oberste Priorität haben. Dazu
kommt, dass die pauschale Kritik an
Klimaanlagen zuweilen auf ideolo-
gischen stattwissenschaftlichenAr-
gumenten ruht.
Viele Geräte sind heute nämlich

extrem sparsam. Obendrein: Der
Ausbau der Solarenergie ist weit vo-
rangeschritten. An sonnigen Som-
mertagen haben wir nicht nur zur
Mittagszeit einen Stromüberschuss,
der zu negativen Preisen führt. Ge-
nau in diesen Stunden laufen auch
die Klimaanlagen. Die Frage der
Energieverschwendungistdamitbe-
antwortet. Der überschüssige Strom
wird von den Klimaanlagen ver-
braucht, untermStricheinNullsum-
menspiel,energetischwiefinanziell.
Die Zahl der Hitzetage wird stei-

gen.AmEnde ist einegekühlteWoh-
nung, Schule, ein Krankenhaus, Al-
tenheim oder der Arbeitsplatz auch
eine soziale Frage.
Im Winter gibt es zwar keine fest-

geschriebene Mindesttemperatur.
Gerichte haben aber klare Richtwer-
te gesetzt. Tagsüber müssen Wohn-
und Arbeitsräume auf mindestens
20 bis 22 Grad heizbar sein, nachts
darfdieTemperatur inallenRäumen
nicht unter 16 bis 18 Grad sinken.
NachobengibtesindenSommermo-
naten aber keine Grenze. An einer
Kölner Schulewurden 2024mehr als
50 Grad gemessen. Der Hitzeak-
tionsplanderStadthataufganzen47
Din-A4-Seiten darauf keine hilfrei-
che Antwort. Sondern buchstäblich
viel heiße Luft.
Unser Klima ist im Wandel. Wie

Spanien,SüdfrankreichoderdieUSA
ist Deutschland im Sommer zu
einem heißen Ort geworden. Insbe-
sondere in den USA sind Klimaanla-
gen zu Recht ein nicht diskutierter
Standard. Das kann auch bei uns so
werden. Der gute Nebeneffekt: Im
Winter kann die Klimaanlage auch
zum Heizen genutzt werden. Nach-
haltig gespeist durchStrom, ambes-
ten aus Erneuerbaren.

LEITARTIKEL

Menschen mittleren Alters mit Vor-
erkrankungen,beispielsweiseAtem-
wegsbeschwerden, hohem Blut-
druck oder Krankheiten des Herz-
Kreislauf-SystemssindvonderSom-
merhitze ebenfalls akut bedroht.
TippsgegendieHitzegibt es viele:

Viel Trinken, Schatten suchen, Lüf-
ten, Bäumepflanzen sind allesMög-
lichkeiten. Aber all diese Tricks sind
endlich. Technische Errungenschaf-
ten machen es möglich, die Tempe-
ratur besser zu regulieren und für
Menschen erträglicher zu machen.
Dassman imWinter dieHeizung an-
macht, umnicht zu frieren, ist völlig
unumstritten. Beim Einbau einer
Klimaanlage aber rümpfen viele die
Nase. Klimaschädlich, erkältungs-
gefährdend, lautoderstromfressend
wird da schnell gerufen.

Der Preis wird immer höher

E inenTagundviel vom
Abend hat die VW-
Spitze gebraucht, um

festzustellen, was vorher
klar war: Einen Blanko-
scheck für Werksschlie-
ßungen und andere tief-
greifende Umbauten wird
Konzernchef Oliver Blume
vom Aufsichtsrat nicht bekommen.
Dafür könnenweder dieVertreter der
Arbeitnehmer noch die der nieder-
sächsischen Landesregierung den
Armheben.

VWhat eigentlich alle Chancen – verspielt sie aber

Europas größtem Autobauer ste-
henheißeWochenbevor.DeramDon-
nerstag vom Vorstand präsentierte
Zukunftsplan ist die Basis, aber um
seine Konsequenzen wird heftig ge-
rungen.WiedereinmalDramaaufder
ganzgroßenBühne.SchließteinVW-
Werk in Zwickau oder Emden, bedeu-
tet das nicht nur den Verlust tausen-
der Arbeitsplätze, sondern auch die

KOMMENTAR

GefährdungvielerBetriebe
imUmfeld. Leistet sichVW
mehrFabriken,alsdieWelt
braucht, gefährdetdiesdas
ganzeUnternehmen.
BeiVWhältmansichviel

darauf zugute, diesenKon-
flikt stets zumWohle aller
aufzulösen, aber in Wahr-

heit wurde er zugekleistert. Wenn
Kosten runter mussten, plante man
einfach mit größeren Stückzahlen.
Wechselnde „Performanceprogram-
me“ versandeten. Den Kapazitätsab-
baumit aktuellen „Gegenwinden“ zu
begründen,isteinStückSelbstbetrug:
Europahatteauchschonvor20Jahren
zu viele Autofabriken. Doch immer
passte sichVWzu langsaman, rettete
sich in faule Kompromisse, ver-
schleppte Entscheidungen, die man
damals für hart hielt - undheute gern
alssanfteLösungzurVerfügunghätte.
Es ist paradox: Strategisch steht

Volkswagen gut da. Der Konzern ge-
hört zu den wenigen aus der „alten
Autowelt“, die auch in der Zukunft
vornmitspielenkönnen.AberdieVo-
raussetzung ist die Anpassung von
Kosten, Kapazitäten und Strukturen
an wechselnde Realitäten - und die
hatman inWolfsburg ein ums andere
Mal verweigert. Der Preiswird immer
höher.

Sparen ist noch
keine Reform

D as ist natürlich großer Un-
sinn:Das„GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz“ von

Gesundheitsministerin Nina War-
ken ist weder historisch noch eine
der größten Sozialstaatsreformen
der letzten Jahrzehnte, wie Kanzler
Friedrich Merz meinte. Es ist
schlicht und einfach ein Sparpaket,
das viele Fehlentwicklungen der
vergangenen20Jahrekorrigiertund
damitzweioderdrei Jahrefürstabile
Beiträge sorgt.
Dennoch ist es Zeit, Warken auch

einmalzu loben.VonderKoalitions-
führung unter Druck gesetzt,
schneller als geplant zu liefern, hat
die CDU-Politikerin in kürzester
Zeit einen Gesetzentwurf vorgelegt
und ihn im Kern unverändert durch
das Bundeskabinett, den Bundestag
und den Bundesrat gebracht.
Warken, ein Neuling im Haifisch-

becken der Gesundheitspolitik, hat
sichunerschrockenmitallenLobby-
gruppen angelegt, die bekannter-
maßen nicht gerade zimperlich
agieren,wennesumdieeigenenBe-
sitzstände geht. Auch in den eige-
nen Reihen riskierte sie viel Ärger,
schließlich gehören die Einschrän-
kung der beitragsfreien Mitversi-
cherungunddieMehrbelastungvon

Gesundheitspaket der
Regierung kannnur
der Anfang sein

KOMMENTAR

Gutverdienern durch eine kräftige
Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze nicht gerade zur
Unionsprogrammatik.
Es gilt die alteGesundheitsminis-

ter-Weisheit: Wenn alle meckern,
stimmt der Kurs. AmEnde ist es der
Ministerin mithilfe der Koalitions-
fraktionen sogar gelungen, die von
Finanzminister Lars Klingbeil ver-
fügten Kürzungen von Steuermit-
teln weitgehend rückgängig zuma-
chen. Jetzt müssen aber echte Re-
formen folgen, die die weiterhin in-
effizienten Strukturen im Gesund-
heitswesen umkrempeln. Das ge-
plante Primärversorgungssystem,
mit dem die Versicherten durch
Hausärzte und digitale Angebote
besserdurchdenbisherigenVersor-
gungsdschungel geleitet werden,
ist der Schlüssel dafür. Das Sparpa-
ket war nur der Anfang.
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